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7 ZUSAMMENFASSUNG DER MAßNAHMENPROGRAMME GEMÄß ART. 11 

Gemäß den Vorgaben der WRRL (Art. 11) ist ein Maßnahmenprogramm zu erstellen, um 
die Ziele gemäß Artikel 4 WRRL zu erreichen. Für das Bundesland Hessen wurde ein 
Maßnahmenprogramm gemäß Artikel 11 WRRL erstellt. Es umfasst die Maßnahmenpla-
nung für den ersten Bewirtschaftungszeitraum von 2010 bis 2015 und wird im Internet 
unter www.flussgebiete.hessen.de veröffentlicht sowie im Hessischen Ministerium für 
Umwelt, ländlichen Raum und Verbraucherschutz und bei den Regierungspräsidien zur 
Einsicht ausgelegt. Das Maßnahmenprogramm Hessen ist nach Maßgabe des Hessi-
schen Wassergesetzes (§ 4 Abs. 2 HWG) für alle Planungen und Maßnahmen der öffent-
lichen Planungsträger verbindlich. 

Parallel zur Erstellung des Maßnahmenprogramms wurde eine Strategische Umweltprü-
fung (SUP) durchgeführt. Hierfür wurden die Umweltauswirkungen der vorgesehenen 
Maßnahmen ermittelt, beschrieben und bewertet. Die Ergebnisse der SUP sind im sog. 
„Umweltbericht“ dokumentiert, der parallel zum Bewirtschaftungsplan und Maßnahmen-
programm offengelegt wird. 

Das Maßnahmenprogramm Hessen beinhaltet grundlegende und ergänzende Maßnah-
men: 

• Grundlegende Maßnahmen sind die zu erfüllenden Mindestanforderungen, wie sie 
sich beispielsweise aus der Umsetzung bestehender gemeinschaftlicher Wasservor-
schriften ergeben.  

• Ergänzende Maßnahmen sind Maßnahmen, die ergänzend zu den grundlegenden 
Maßnahmen geplant und ergriffen werden, um die festgelegten Ziele gemäß WRRL zu 
erreichen.  

Eine scharfe Trennung zwischen grundlegenden und ergänzenden Maßnahmen ist in 
vielen Fällen nicht möglich. Die Unterscheidung spielt für die praktische Umsetzung des 
Maßnahmenprogramms auch keine Rolle. 

Die Wirksamkeit der ergriffenen Maßnahmen wird auch weiterhin durch das begleitende 
Überwachungsprogramm überprüft, so dass die Maßnahmen an die jeweils neuen Er-
kenntnisse angepasst werden können. In einem Zyklus von sechs Jahren, d. h. erstmals 
zum 22. Dezember 2015, sind das Maßnahmenprogramm und der Bewirtschaftungsplan 
zu überprüfen und, soweit erforderlich, zu aktualisieren.  

In den folgenden Abschnitten werden die im hessischen Maßnahmenprogramm aufge-
stellten grundlegenden und ergänzenden Maßnahmen zusammenfassend beschrieben.  
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7.1 Grundlegende Maßnahmen 

Maßnahmen zur Umsetzung gemeinschaftlicher Wasserschutzvorschriften 

Zu den „grundlegenden Maßnahmen“ als Mindestanforderungen für die im Maßnahmen-
programm festzulegenden Maßnahmen gehören diejenigen nationalen rechtlichen Rege-
lungen, die die in Art. 11 Abs. 3 WRRL genannten EG-Richtlinien umsetzen und die als 
(nationale rechtliche) Instrumente bereitstehen, um die Ziele nach Art. 4, 7 und 9 WRRL 
zu verwirklichen oder die allgemeinen Vorgaben nach Art. 11 Abs. 3 Buchst. e) bis l) zu 
erfüllen. 

Die rechtliche Umsetzung ist in Deutschland durch bundes- oder landesrechtliche Vor-
schriften erfolgt. Die zur Umsetzung erlassenen hessischen Gesetze und Verordnungen 
finden sich im Hessenrecht unter http://www.hessenrecht.hessen.de. 

Die bundesrechtlichen und ergänzend geltenden hessischen Regelungen und ihre Fund-
stellen sind dem Anhang 2-7 zu entnehmen. Informationen zur Bedeutung der aus den 
Vorgaben resultierenden Maßnahmen und eine Einschätzung ihres Beitrags zur Errei-
chung der Ziele der WRRL sind den ausführlichen Texten des Maßnahmenprogramms zu 
entnehmen. 

Geeignete Maßnahmen für die Ziele des Art. 9 WRRL (Deckung der Kosten der 
Wasserdienstleistungen) 

In Artikel 9 WRRL wird der Grundsatz der Kostendeckung der Wasserdienstleistungen 
unter Berücksichtigung des Verursacherprinzips einschließlich der Umwelt- und Ressour-
cenkosten angesprochen. Damit soll die Wassergebührenpolitik Anreize für eine effiziente 
Ressourcennutzung liefern. 

Die Grundsätze der Preise der öffentlichen Wasserversorgung und der Gebühren für die 
kommunale Abwasserentsorgung sind im Hessischen Gesetz über kommunale Abgaben 
(Kommunalabgabengesetz – KAG) festgelegt. Zentrale Prinzipien der Preis- bzw. Gebüh-
renbildung und Tarifgestaltung sind  

• das Kostendeckungsprinzip (betriebswirtschaftliche Kosten der Leistungserstellung), 

• das Äquivalenzprinzip (Angemessenheit, Verhältnismäßigkeit) und 

• der Gleichheitsgrundsatz (Leistungs-/Verursachergerechtigkeit). 

Die Kostendeckung der öffentlichen Wasserversorgung in Hessen liegt in einer Größen-
ordnung von 95 % (Stand 2004). Die Kostendeckung der kommunalen Abwasserbeseiti-
gung in Hessen liegt in einer Größenordnung von 94 % (Stand 2004). Durch die nach der 
Hessischen Gemeindeordnung vorgesehene Überprüfung der kommunalen Haushalte 
durch die Aufsichtsbehörde, eine regelmäßige Bilanzierung der Kosten und Erträge der 
öffentlichen Wasserversorgung und der kommunalen Abwasserentsorgung wird die Kos-
tendeckung überprüft und sichergestellt. 
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Eventuelle Auswirkungen der Wasserentnahme auf Natur und Landschaft sowie die 
Landwirtschaft (Umweltkosten) können durch Abgaben oder Ausgleichs- und Entschädi-
gungszahlungen „internalisiert“ werden. Negative Umweltauswirkungen durch die Einlei-
tung von Abwasser in Gewässer werden auf der Grundlage des Gesetzes über Abgaben 
für das Einleiten von Abwasser in Gewässer (Abwasserabgabengesetz – AbwAG) veran-
lagt. Die Höhe der Abgabe richtet sich nach der Menge und der Schädlichkeit bestimmter 
eingeleiteter Inhaltsstoffe. Bestimmte Investitionen zur Verminderung der Schadstofffracht 
des Abwassers können mit der Abgabe verrechnet werden.  

Die Wassernutzungen, die neben den Wasserdienstleistungen unter wirtschaftlichen As-
pekten zu betrachten sind, umfassen Wasserentnahmen (industriell-gewerblich, Landwirt-
schaft, Wärmekraftwerke), Abwassereinleitungen (industriell-gewerblich, Kühlwasser), die 
Binnenschifffahrt und die Wasserkraftnutzung. 

Die betrieblichen Kosten der Eigenförderung und der Direkteinleiter werden von den je-
weiligen Nutzern vollständig selbst getragen. Für die Umwelt- und Ressourcenkosten 
(„externe Effekte“) gelten entsprechende Regelungen wie für die Wasserdienstleistungen. 

Maßnahmen, die eine effiziente und nachhaltige Wassernutzung fördern 

Nach den Vorgaben des Wasserhaushaltsgesetzes sind Gewässer so zu bewirtschaften, 
dass vermeidbare Beeinträchtigungen ihrer ökologischen Funktionen und ihres Wasser-
haushalts unterbleiben, damit insgesamt eine nachhaltige Entwicklung gewährleistet wird. 
Wassernutzungen haben die erforderliche Sorgfalt anzuwenden und sparsam bei der 
Verwendung des Wassers zu sein.  

Die nach dem WHG erteilten Erlaubnisse und Bewilligungen zur Gewässerbenutzung 
stehen unter dem Vorbehalt, dass nachträglich zusätzliche Anforderungen, Maßnahmen 
für die Beobachtung der Wasserbenutzung und ihrer Folgen sowie Maßnahmen für eine 
sparsame Verwendung von Wasser angeordnet werden können. Das Hessische Wasser-
gesetz (HWG) enthält für die Träger der öffentlichen Wasserversorgung und von ihnen 
beauftragte Dritte besondere Aufforderungen zum sparsamen Umgang mit Wasser. 

Anlagen zur Wasserbenutzung im weiteren Sinn und Abwasseranlagen sind entspre-
chend den jeweils zutreffenden Regeln der Technik und der Wasserwirtschaft, dem Stand 
der Technik sowie den wasserrechtlichen Zulassungen zu errichten und zu betreiben.  

Maßnahmen zur Erreichung der Anforderungen nach Art. 7 (Gewässer für die Ent-
nahme von Trinkwasser) 

Gemäß Art. 7 (2) WRRL ist für die Wasserkörper, die für Trinkwasserentnahmen genutzt 
werden, sicherzustellen, dass die Umweltziele und Qualitätsnormen der WRRL eingehal-
ten werden. Darüber hinaus muss das gewonnene Wasser unter Berücksichtigung der 
angewandten Aufbereitungsverfahren die Anforderungen der Trinkwasserrichtlinie 
(98/83/EG) erfüllen. Die Mitgliedstaaten haben Sorge dafür zu tragen, dass eine Ver-
schlechterung der Wasserqualität verhindert wird, um so den Umfang möglicher Aufberei-
tungen zu verringern. Zu diesem Zweck können auch Schutzgebiete festgelegt werden. 
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In Hessen stammen die zur öffentlichen Wasserversorgung genutzten Wässer aus-
schließlich aus Grundwasservorkommen. Zum Schutz der Grundwasservorkommen sind 
auf etwa 38 % der hessischen Landesfläche Wasserschutzgebiete ausgewiesen. Rund 
3 % des genutzten Grundwassers beruhen auf einer aktiven Infiltration von aufbereitetem 
Oberflächenwasser in den Untergrund. Durch aufwändige Reinigungsstufen und Störfall-
pläne wird hier sichergestellt, dass die Anforderungen an die Qualität des Trinkwassers 
jederzeit eingehalten werden. 

Maßnahmen bzgl. Entnahmen und Aufstauungen 

Die mengenmäßige Bewirtschaftung von Oberflächengewässern und Grundwasser wer-
den in Hessen durch verschiedene rechtliche Instrumente aus dem WHG, HWG, HENatG, 
BNatSchG, HFischG und WaStrG sichergestellt. 

Nach § 53 HWG obliegt die Wasseraufsicht als staatliche Aufgabe den Wasserbehörden. 
In diesem Rahmen überprüfen sie die Erfüllung der nach den wasserrechtlichen Vorschrif-
ten bestehenden Verpflichtungen. Nach § 53 Abs. 1 Satz 3 HWG haben die zuständigen 
Behörden die aufgrund des WHG und des HWG erteilten Zulassungen regelmäßig zu 
überprüfen und – soweit erforderlich – anzupassen.  

Die Zulassung von Wasserentnahmen wird in Hessen in dem gemäß § 85 HWG zu füh-
renden Wasserbuch dokumentiert. 

Maßnahmen zur Begrenzung der Entnahme und künstlichen Anreicherung von 
Grundwasser 

Maßnahmen zur Begrenzung der Entnahme von Grundwasser 

Die Bestimmungen des Wasserrechtes, die in Hessen durch das WHG als Bundesrah-
menrecht und das HWG als konkretisierendes Landesrecht gesetzt sind, haben das Ziel, 
die Oberflächengewässer und das Grundwasser nach Menge und Güte zu bewirtschaften. 

In Bezug auf das Grundwasser wird die Beschaffenheit bzw. Qualität des Wassers durch 
Maßnahmen des vorbeugenden Grundwasserschutzes und die Menge bzw. Quantität des 
Wassers durch das Instrument der wasserbehördlichen Erlaubnis- und Bewilligungsvor-
behalte für Gewässerbenutzungen sichergestellt. Rechtstechnisch handelt es sich um ein 
grundsätzliches Benutzungsverbot mit Befreiungsvorbehalt. Das heißt, die Benutzung des 
Grundwassers wird erst durch die behördliche Zulassung, das Erteilen eines Wasserrech-
tes, rechtmäßig. Hiervon grundsätzlich ausgenommen sind geringfügige Entnahmen bis 
zur Menge von 3.600 m³/a. 

Die Erteilung von Wasserrechten folgt dem Grundsatz „Wohl der Allgemeinheit“ (§ 1a 
WHG) und konkreten Bewirtschaftungszielen (§§ 33a WHG, 32 HWG). So darf die Was-
serbehörde u.a. nur dann eine Grundwasserbenutzung zulassen, wenn ein Gleichgewicht 
zwischen Grundwasserentnahme und Grundwasserneubildung gewährleistet ist. Prinzi-
piell geht die Wasserbehörde beim Erteilen wasserrechtlicher Erlaubnisse nicht an die 
Grenze dieses Gleichgewichts bzw. des nutzbaren Grundwasserdargebots, sondern ach-
tet darauf, dass nur Fördermengen deutlich unter diesem Dargebot zugelassen werden.  
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Maßnahmen zur Anreicherung von Grundwasser 

Die WRRL formuliert unter Artikel 11 Abs. 3 Buchstabe f als Maßnahme die Begrenzung 
von künstlichen Anreicherungen oder Auffüllungen von Grundwasserkörpern, einschließ-
lich des Erfordernisses einer vorherigen Genehmigung. Diese Vorgaben wurden in Hes-
sen bereits vor dem Inkrafttreten der WRRL umgesetzt.  

In Hessen bedarf eine Grundwasseranreicherung allgemein einer wasserrechtlichen Zu-
lassung nach § 7 WHG in Verbindung mit § 71 HWG. Darin werden Mengenbegrenzun-
gen festgelegt. Grundsätzlich hat sich die Infiltrationsmenge an den Grundwasserständen 
zu orientieren. Die speziellen naturschutzfachlichen Belange werden über die natur-
schutzrechtlichen Regelungen (insbesondere §§ 12, 31, 34 und Schutzgebietsverordnun-
gen nach §§ 21 ff HENatG; §§ 18, 42, 43 BNatSchG) berücksichtigt. 

Im Hessischen Ried liegt ein Grundwasserbewirtschaftungsplan nach § 36 Abs. 1 WHG i. 
d. Fassung vom 23.09.1986, zuletzt geändert am 12.11.1996 als behördenverbindliche 
Verwaltungsvorschrift vor. Er bildet die Grundlage für eine ökologisch ausgerichtete 
Grundwasserbewirtschaftung.  

Maßnahmen zur Emissionsbegrenzung von Schadstoffen aus Punktquellen 

Oberflächengewässer 

Die Maßnahmen zur Begrenzung der Einleitungen aus Punktquellen in Oberflächenge-
wässer verfolgen als hauptsächliches Ziel die Verringerung der Belastung durch Abwäs-
ser. Hierfür werden in Hessen verschiedene ordnungsrechtliche Maßnahmen des § 7 a 
WHG herangezogen. Anforderungen für Anlagen, die in den Geltungsbereich der IVU-
Richtlinie fallen, werden durch die IVU-Verordnung Abwasser umgesetzt. 

Die Verminderung der Belastung aus Punktquellen wird zudem durch finanzielle Anreize 
des Abwasserabgabengesetzes (AbwAG) und auch durch Fördermaßnahmen nach der 
Verordnung über Zuweisungen zum Bau von Abwasseranlagen gewährleistet. Maßnah-
men aus den Rechtsbereichen wie dem Immissionsschutz-, dem Chemikalien- und dem 
Arbeitsschutzrecht haben bereits zu einer weiteren Verminderung der Abwasserbelastung 
beigetragen.  

Grundwasser 

Punktquellen mit potenzieller Grundwasserrelevanz werden in Hessen systematisch be-
arbeitet, insbesondere im Rahmen der Altlastenproblematik. Informationen, die dazu die-
nen, Gefahren für das Grundwasser zu bewerten, Maßnahmen anzuordnen oder Sanie-
rungen zu überwachen, sind in dem zentralen Fachinformationssystem Altlasten und 
Grundwasserschadensfälle (FIS AG) erfasst. Die derzeitigen und geplanten Sanierungs-
maßnahmen bewirken daher eine Reduzierung der Belastungen aus diesen Punktquellen. 

Die Ergebnisse der Bestandsaufnahme belegen, dass sich aus Punktquellen keine Ge-
fährdungen ergeben, die zu einer Bewertung eines Grundwasserkörpers mit „im schlech-
tem Zustand“ führen. Die genannten Maßnahmen tragen somit zum Erhalt des guten Zu-
stands der hessischen Grundwasserkörper bei.  



Bewirtschaftungsplan Hessen  Kapitel 7, 22. Dezember 2008 

 Kapitel 7, Seite 6  

Maßnahmen zur Verhinderung oder Begrenzung der Einleitungen von Schadstoffen 
aus diffusen Quellen 

Regelungen aus den unterschiedlichsten Rechtsbereichen (Wasserwirtschaft, Landwirt-
schaft, Naturschutz, Immissionsschutz, Chemikalienrecht, Arbeitsschutzrecht) sind die 
Grundlage für die Umsetzung der Maßnahmen zur Verhinderung oder Begrenzung der 
Einleitungen von Schadstoffen aus diffusen Quellen. Zusammen haben sie zu einer er-
heblichen Verminderung der Belastung der hessischen Gewässer durch Nähr- und 
Schadstoffe beigetragen. Es steht somit eine Reihe von rechtlichen Regelungen zur Ver-
fügung, um die diffusen Belastungen aus den unterschiedlichsten Herkunftsbereichen 
(Nähr- und Schadstoffeinträge aus Abschwemmung, Erosion, atmosphärische Deposition 
etc.) zu begrenzen.  

Die Bestandsaufnahme und die Überwachung haben gezeigt, dass die bisherigen Maß-
nahmen in Bezug auf die Eintragspfade von Phosphor nicht ausreichen, um in allen Was-
serkörpern einen guten Zustand zu erreichen. Deshalb sind hierfür ergänzende Maßnah-
men im Sinne des Art. 11 Abs. 4 WRRL vorgesehen.  

Der für die Belastung des Grundwassers relevante Stickstoff wird hauptsächlich durch die 
Landbewirtschaftung eingetragen. Die Reduzierung des diffusen Nitrateintrags ist bereits 
Inhalt gesetzlicher Regelungen (z.B. Nitratrichtlinie, Düngeverordnung, WHG, HWG). Die 
„gute fachliche Praxis“ in der Landwirtschaft dient dabei bereits der Zielerreichung im Sin-
ne der WRRL. 

Maßnahmen gegen signifikant nachteilige Auswirkungen 

Im Hinblick auf signifikant nachteilige Auswirkungen sind im Maßnahmenprogramm Hes-
sen folgende Maßnahmen enthalten: 

• Maßnahmen zur Sicherstellung hydromorphologischer Bedingungen für einen 
guten ökologischen Zustand, ein gutes ökologisches Potenzial und deren 
Überprüfung 
Die Grundlage zur Verbesserung des hydromorphologischen Zustands der Gewäs-
ser bilden einerseits verschiedene Rechtsinstrumente, andererseits werden die Un-
terhaltspflichtigen durch einen finanziellen Anreiz (Förderprogramm „Naturnahe 
Gewässer“) zur Durchführung von Renaturierungsmaßnahmen angeregt.  

Wie die Bestandsaufnahme gezeigt hat, genügen die bisherigen Maßnahmen nicht, 
um einen guten ökologischen Zustand bzw. ein gutes ökologisches Potenzial zu er-
reichen. Sie müssen durch weitere Maßnahmen ergänzt werden. 

• Grundwasser: Wasserschutzgebietskooperationen / Wasserschutzgebiets-
beratungen 
Flankierend und alternativ zu Wasserschutzgebietsverordnungen nach § 33 HWG 
werden gemäß § 35 HWG Abs. 7 in Hessen Wasserschutzgebietskooperationen 
eingerichtet. In den Wasserschutzgebietskooperationen arbeiten Wasserversorger 
und landwirtschaftliche Flächennutzer mit dem Ziel zusammen, eine dem Standort 
angepasste grundwasserschonende Landbewirtschaftung umzusetzen.  
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In regionalen Projekten werden darüber hinaus Wasserschutzgebietsberatungen 
angeboten. Akteure sind hier die Wasserverbände oder ein Zusammenschluss von 
mehreren Wasserversorgern, die einen landwirtschaftlichen Berater mit der Betreu-
ung der in den Wasserschutzgebieten wirtschaftenden Landwirte beauftragen. 

Derzeit sind in Hessen 70 Wasserschutzgebietskooperationen und 6 regionale Be-
ratungsprojekte etabliert. Die nach § 35 HWG Abs. 7 etablierten Wasserschutzge-
bietskooperationen dienen bereits heute der Zielerreichung nach WRRL. 

Verbot einer direkten Einleitung von Schadstoffen in das Grundwasser 

Das Verbot der direkten Einleitung von Schadstoffen nach Maßgabe des Art 11 Abs. 3 
Buchstabe j ist im Wasserhaushaltsgesetz in Verbindung mit dem HWG und der Grund-
wasserverordnung folgendermaßen geregelt: 

Es besteht ein Verbot mit Befreiungsvorbehalt nach § 2 WHG. Für jede Einleitung von 
Stoffen in das Grundwasser ist nach § 3 Abs. 1 Nr. 5 WHG eine Erlaubnis erforderlich. 
Die in Art. 11 Abs. 3 Buchstabe j aufgeführten Ausnahmen von dem Verbot können im 
Einzelfall zugelassen werden, wenn die beabsichtigte Einleitung in das Grundwasser so 
ausgeübt werden kann, dass das Wohl der Allgemeinheit, insbesondere die öffentliche 
Trinkwasserversorgung nicht beeinträchtigt und die Bewirtschaftungsanforderungen ein-
gehalten werden (siehe auch § 36 Abs. 6 Satz 2 i. V. m §§ 33a WHG und § 34 WHG, §32 
Abs. 1 Satz 4 HWG).  

Im Rahmen der notwendigen Genehmigungsverfahren wird geprüft, ob eine schädliche 
Verunreinigung des Grundwassers oder eine sonstige nachteilige Veränderung seiner 
Eigenschaften zu besorgen ist. Die bestehenden gesetzlichen Vorgaben dienen somit der 
Zielerreichung nach WRRL. 

Maßnahmen zur Beseitigung der Verschmutzung von Oberflächenwasser durch 
prioritäre Stoffe und zur Verringerung der Verschmutzung durch andere Stoffe 

Die Festlegung der Qualitätsnormen ist für die prioritären Stoffe sowie die sonstigen (spe-
zifischen) Schadstoffe in der Verordnung zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie (VO-
WRRL) erfolgt. Die Verminderung der Belastung der Oberflächengewässer durch prioritä-
re Stoffe und sonstige Schadstoffe steht in engem Zusammenhang mit Maßnahmen zur 
Verminderung der Belastung aus diffusen Quellen und Punktquellen (s.o.).  

Die bereits durchgeführten Maßnahmen haben zu einer erheblichen Verminderung der 
Belastung hessischer Gewässer durch die prioritären Stoffe und die sonstigen Schadstof-
fe geführt. Die Anwendungsverbote und Anwendungsbeschränkungen aus anderen 
Rechtsbereichen haben hierzu erheblich beigetragen. Allerdings sind aus verschiedenen 
Gründen immer noch gefährliche Stoffe in Gewässern und Abwässern enthalten, die 
durch geeignete Maßnahmen weiter vermindert werden müssen. 
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Maßnahmen, um Freisetzungen von signifikanten Mengen von Schadstoffen aus 
technischen Anlagen zu verhindern und um Folgen unerwarteter Verschmutzungen 
vorzubeugen oder zu mindern 

Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen müssen – von weniger bedeuten-
den Anlagen abgesehen – doppelwandig sein oder in einer Auffangwanne stehen. Sie 
unterliegen einem dreistufigen Überwachungssystem. Nach § 19i Abs. 2 WHG müssen 
sie durch die Anlagenbetreiber regelmäßig überwacht werden. Zusätzlich müssen diese 
Anlagen abhängig von ihrem Gefährdungspotenzial nach § 23 VAwS in Verbindung mit 
§ 19i Abs. 2 WHG vor Inbetriebnahme, regelmäßig alle fünf Jahre (unterirdische Anlagen 
in Schutzgebieten alle 2 ½ Jahre) und bei Stilllegung oder bei einer wesentlichen Ände-
rung von einem anerkannten Sachverständigen überprüft werden. Festgestellte Mängel 
sind eigenverantwortlich oder – falls erforderlich – auf Anordnung der Wasserbehörden zu 
beseitigen. Bei gefährlichen Mängeln sind die Anlagen unverzüglich stillzulegen. Daneben 
werden Betriebe durch betriebliche Gewässerschutzinspektionen im Rahmen der Was-
seraufsicht nach § 53 Abs. 2 HWG durch die Wasserbehörden überwacht.  

Trotz dieser hohen Schutzvorkehrungen sind Schadensfälle nicht auszuschließen. Für 
Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen ist deshalb eine Betriebsanwei-
sung mit Alarmplan aufzustellen, wobei für Heizölverbraucheranlagen vereinfachte Rege-
lungen gelten. Schadensfälle sind unverzüglich der Wasserbehörde oder ggf. der nächs-
ten Polizeibehörde nach § 47 Abs. 4 HWG anzuzeigen. Die Verursacher haben nach § 48 
Abs. 1 HWG die erforderlichen Maßnahmen zur Schadensermittlung, Schadensbegren-
zung und zur Beseitigung der Verunreinigung durchzuführen. 

Da Schadensfälle örtliche und überregionale Bedeutung haben können, wurden für die 
Weiterleitung von Schadensfällen Warn- und Alarmpläne auf verschiedenen Ebenen ein-
geführt, die zu beachten sind. International bedeutsame Meldungen am Rhein erfolgen im 
Rahmen des „Internationalen Warn- und Alarmplans Rhein“ über die internationale 
Hauptwarnzentrale (IHWZ R4) in Wiesbaden. Länderübergreifende Ereignisse an der 
Weser werden gemäß „Warnplan Weser“ gemeldet. 

Maßnahmen bei außergewöhnlichen Hochwasserereignissen sind auf lokaler Ebene fest-
zulegen. Maßnahmen in Überschwemmungsgebieten werden nach den Regelungen der 
Anlagenverordnung – VAwS bestimmt. Nach dem Hessischen Wassergesetz sind für 
überschwemmungsgefährdete Gebiete Vorkehrungen zu treffen und, soweit erforderlich, 
bautechnische Maßnahmen vorzunehmen, um den Eintrag von wassergefährdenden Stof-
fen bei Überschwemmungen zu verhindern. Die näheren Anforderungen werden durch 
Rechtsverordnungen festgelegt. 

Die beschriebenen Maßnahmen minimieren Schadensfälle, verringern diffuse Schadstoff-
freisetzungen und gewährleisten eine Frühwarnung. 

Beurteilung der Auswirkungen der grundlegenden Maßnahmen 

Die Umsetzung der grundlegenden Maßnahmen ist in aller Regel erfolgt. Wirkungen im 
Sinne einer weiteren Verbesserung des Zustands der Gewässer sind in begrenztem Um-
fang noch zu erwarten, wenn gewisse Optimierungen von Maßnahmen noch möglich sind 
oder bereits getroffene Maßnahmen noch nicht vollständig zur Auswirkung gekommen 
sind. 
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Oberflächengewässer 

Mit der bereits erfolgten Durchführung grundlegender Maßnahmen wurden die insgesamt 
bestehenden Möglichkeiten zur Verminderung der stofflichen Belastung der Oberflächen-
gewässer weitgehend genutzt.  

Insgesamt haben die Maßnahmen zur Verminderung der Abwasserbelastung zu einer 
erheblichen Verminderung der Gewässerbelastung geführt. Das vor dem Inkrafttreten der 
WRRL maßgebliche wasserrechtliche Ziel, die Einhaltung der Gewässergüteklasse II, 
wurde mit wenigen Ausnahmen erreicht. Aufgrund der gemäß Anhang V WRRL nun er-
forderlichen leitbildorientierten Bewertung und der daraus resultierenden höheren Anfor-
derungen sind derzeit jedoch noch ca. 25 % der Fließgewässerabschnitte organisch be-
lastet. Hier sind in Teilbereichen auch künftig weitere Anstrengungen zur Verbesserung 
der Gewässergüte erforderlich. Obwohl teilweise weit über die Anforderungen der Abwas-
serverordnung hinausgehende Maßnahmen zur Verminderung der Abwasserbelastung 
getroffen wurden, konnte bei einigen wenigen Gewässern die angestrebte Gewässergüte-
klasse II nicht erreicht werden. Dabei handelt es sich in der Regel um Gewässer mit ei-
nem hohen Anteil von Abwasser an der Wasserführung des Gewässers.  

Durch weitere Umsetzung der grundlegenden Maßnahmen werden sich hinsichtlich der 
organischen Belastung und der Einleitung von Stickstoff- und Phosphor-
Verbindungen nur noch begrenzte Verminderungen der Gewässerbelastung durch Ein-
leitungen aus Punktquellen erreichen lassen. Diese Maßnahmen werden insbesondere an 
einer Reihe kleinerer Gewässer die Belastung durch Pflanzennährstoffe (trophischer Zu-
stand) verbessern, was vor allem in langsam fließenden oder gestauten Abschnitten 
durch die Verminderung der Biomasseproduktion auch zu geringfügigen Verbesserungen 
des saprobiellen Zustands führen kann. Der Umfang der Auswirkungen auf den ökologi-
schen Zustand lässt sich derzeit jedoch nicht näher quantifizieren. 

Durch Maßnahmen zur Behandlung von kommunalem und industriellem Abwasser ist 
auch die Belastung der Gewässer mit Schwermetallen deutlich zurückgegangen. Die ab 
Ende 2015 maßgeblichen Qualitätsnormen der VO-WRRL für die Schwermetalle Kupfer 
und Zink werden jedoch nach derzeitiger Einschätzung zumindest am Schwarzbach nicht 
eingehalten werden können.  

Wie die Schwermetalle gelangen auch die PAK im Wesentlichen mit dem kommunalen 
Abwasser in die Gewässer. Ursache der Belastung sind vorrangig Verbrennungsvorgänge 
und der Straßenverkehr. Die zur Verminderung der Schwermetallbelastung genannten 
Maßnahmen zur Verringerung der Konzentration von abfiltrierbaren Stoffen im abgeleite-
ten kommunalen Abwasser tragen daher auch zur Verminderung der PAK-Einleitungen 
bei. Es wird jedoch durch solche Maßnahmen voraussichtlich nicht möglich sein, flächen-
deckend die in der Tochterrichtlinie zur WRRL vorgesehenen Qualitätsnormen für die 
PAK, insbesondere die Einzelstoffe Benzo(ghi)perylen und Indeno(1,2,3-cd)pyren einzu-
halten. 

Die Maßnahmen zur Verminderung der Belastung mit Pflanzenschutzmittelwirkstoffen 
sind im Zusammenhang mit der Umsetzung der PSM-Richtlinie und der Verminderung 
von Schadstoffeinträgen aus diffusen Quellen dargestellt. Durch die Fortführung der 
grundlegenden Maßnahmen wird sich die Belastung aus einer Vielzahl von Gründen wei-
ter vermindern. 
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Für Phosphor aus diffusen Quellen ist insbesondere der Eintrag in die Gewässer über 
den Pfad der Erosion von Bedeutung. Nach den MEPhos-Modellberechnungen würde 
unter Beibehaltung des Status quo ein unverminderter jährlicher Eintrag aus Erosion von 
über 315.000 t Sediment bzw. 470.000 kg Phosphor erfolgen. Mit der zu erwartenden 
Novellierung der Direktzahlungen-Verpflichtungenverordnung sind die Maßnahmenkulis-
sen und die Maßnahmen aus der WRRL und der Cross Compliance entsprechend abzu-
stimmen. 

Grundwasser 

Hinsichtlich der Grundwassermengen haben die bereits durchgeführten grundlegenden 
Maßnahmen zu einem guten mengenmäßigen Zustand in Hessen geführt. Unter der 
Maßgabe einer gleichbleibenden Grundwasserneubildung sind keine relevanten 
Änderungen im Wasserhaushalt zu erwarten. Am derzeit „guten mengenmäßigen Zustand 
des Grundwassers“ wird sich aufgrund der vorgenannten Sachverhalte bis zum Jahr 2015 
nichts ändern. 

Der gute chemische Zustand der Grundwasserkörper ist in Hessen noch nicht flächende-
ckend erreicht. Gründe hierfür sind Belastungen des Grundwassers mit Nitrat und Pflan-
zenschutzmittelwirkstoffen.  

Hauptursache für diese diffusen Einträge in das Grundwasser ist die Landbewirtschaf-
tung. Eine Abschätzung der Entwicklung der Landbewirtschaftung zeigt, dass eine weitere 
Reduzierung der Nährstoffeinträge (Stickstoff) zum Erreichen des Zieles „guter chemi-
scher Zustand“ notwendig ist.  

7.2 Ergänzende Maßnahmen zur Erreichung der Umweltziele 

Eine exakte Trennung zwischen grundlegenden und ergänzenden Maßnahmen ist in der 
Regel nicht möglich und spielt für die praktische Umsetzung des Maßnahmenprogramms 
letztlich keine Rolle. Die ergänzenden Maßnahmen sind unterteilt in „Maßnahmen zu ver-
schiedenen Belastungsarten“ und „Finanzielle und wirtschaftliche Instrumente“.  

7.2.1 Maßnahmen zu verschiedenen Belastungsarten 

Kläranlagen, Mischwassereinleitungen, industrielle Aktivitäten und diffuse Belastungen 
sind die überwiegenden Ursachen der stofflichen Belastungen. Der tatsächliche Hand-
lungsbedarf ergibt sich aus der immissionsbezogenen Defizitanalyse der chemischen so-
wie der biologischen Parameter (einschl. der unterstützenden chemisch-physikalischen 
Parameter). In Kapitel 5 des Bewirtschaftungsplans wird für die wichtigsten Parameter 
erläutert, wie der Handlungsbedarf ermittelt wurde und warum in einigen Wasserkörpern 
das Ziel des guten Zustands nicht erreicht wird. Zur Umsetzung der Maßnahmen (organi-
satorisch, zeitlich und räumlich) ist ein Umsetzungskonzept zu entwickeln. 



Bewirtschaftungsplan Hessen  Kapitel 7, 22. Dezember 2008 

 Kapitel 7, Seite 11  

Einleitungen von Abwasser, Mischwasser und Niederschlagswasser 

Das vorliegende Maßnahmenprogramm ist nach folgenden Regeln aufgestellt: 

• Zur Verminderung der Gewässerbelastung aus Abwassereinleitungen werden die 
Maßnahmen aufgenommen, deren Umsetzung innerhalb der Geltungsdauer des 
Maßnahmenprogramms nach Einschätzung der Wasserbehörde möglich ist.  

• Die Kommunalabwasserrichtlinie 91/271/EWG gilt grundsätzlich als maßgebliche An-
forderung an den Meeresschutz in empfindlichen Gebieten.  

• Um den Maßnahmenbedarf zur Verminderung der Nährstoffbelastung genauer zu 
ermitteln, wurde ein „Szenario Phosphor“ erstellt (Prüfung der grundsätzlichen Mach-
barkeit, Perspektive zu Kosten, Grundlagen für Fristverlängerungen und ggf. vermin-
derte Umweltziele). 

Unabhängig von der Durchführung ergänzender Maßnahmen wird im Rahmen von Pilot-
projekten und von weiteren Vorhaben geprüft, welche Maßnahmen zur Verminderung der 
Abwasserbelastung auch über den Stand der Technik hinaus möglich sind und unter wel-
chen Voraussetzungen sie verhältnismäßig sind. 

Die Maßnahmen bei den Einleitungen von Abwasser, Mischwasser und Niederschlags-
wasser werden nach den Kategorien Abwasseranlagen, Pflanzenschutzmittelwirkstoffe 
(PSM) und Salzabwasser unterschieden.  

Bei den ergänzenden Maßnahmen der Kategorie Abwasseranlagen (Punktquellen) han-
delt es sich hauptsächlich um die technische Verbesserung der Anlagen aus dem kom-
munalen Bereich. Darüber hinaus werden Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung 
und Verzögerung von Abflussvorgängen eingesetzt und Sachverhalts-Aufklärungsarbeit 
geleistet. 

Für das Problem der Salzabwässer aus der Kaliindustrie werden für Oberflächengewäs-
ser und Grundwasser Maßnahmen durchgeführt, die sich von technischen Maßnahmen 
über administrative bis hin zur Durchführung von Forschungs- und Entwicklungsvorhaben 
erstrecken. 

Die Verbesserung der Abwasseranlagen wird zu einer weiteren Verminderung der Phos-
phorbelastung der Oberflächengewässer führen. Insgesamt besteht jedoch bezüglich der 
Machbarkeit und der Wirkung von Maßnahmen zur Verminderung der Trophie erheblicher 
Untersuchungsbedarf. Die Lösung des Salzabwasser-Problems erfordert mittelfristig er-
hebliche Anstrengungen. Diese sind insbesondere unter dem Gesichtspunkt der Vermei-
dung bzw. Verminderung langfristiger, erheblicher ökologischer Schäden und zukünftiger 
Sanierungskosten in die Wege zu leiten. Eine Lösung setzt in der Regel eine länderüber-
greifende Abstimmung voraus. 
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Diffuse Quellen 

Oberflächengewässer 

Die wesentlichen diffusen Belastungen der Oberflächengewässer betreffen Phosphor-
Verbindungen und Pflanzenschutzmittelwirkstoffe. Eine der Hauptursachen für die diffu-
sen Einträge ist der Austrag aus landwirtschaftlich genutzten Flächen.  

Hinsichtlich des Phosphoreintrags zielen die Maßnahmen zur Verminderung von Erosion 
und Abschwemmung aus dem Ackerbau vor allem darauf ab, den Bodenabtrag durch 
kontinuierlichen Bodenbewuchs zu verhindern. Eine weitere Maßnahme ist die Bewirt-
schaftung quer zum Hang.  

Soweit die Defizitanalyse Handlungsbedarf bzgl. der PSM ergibt, werden im Einzugsge-
biet der jeweiligen Wasserkörper schwerpunktmäßig die Beratung und die Kontrolle der 
guten fachlichen Praxis und des integrierten Pflanzenbaus verstärkt.  

Die vorgesehenen Maßnahmen können ohne einschneidende Wirkung für die Betriebe 
relativ leicht in der landwirtschaftlichen Praxis umgesetzt werden. Wesentliche Vorausset-
zung für den Erfolg von erosionsmindernden Maßnahmen ist eine ausreichende Beratung 
der Landwirte. Für zahlreiche Maßnahmen ist es unabdingbar, dass ihr Einsatz vor Ort mit 
den Landwirten und gegebenenfalls Dritten (z.B. Bodenschutz, Naturschutz) im Einzelnen 
geplant und realisiert wird. Die Auswirkungen im Gewässer werden im Rahmen der 
Überwachung untersucht.  

Grundwasser 

Einige Grundwasserkörper sind aufgrund von zu hohen Nitrat-Konzentrationen oder zu 
hohen PSM-Konzentrationen im schlechten chemischen Zustand. Um den guten chemi-
schen Zustand flächendeckend zu erreichen und um einer Verschlechterung der Grund-
wasserkörper vorzubeugen, die in einem guten chemischen Zustand sind, werden neben 
den „grundlegenden Maßnahmen“ weitere „ergänzende Maßnahmen“ notwendig. 

Ein Teil des Stickstoffs, der zu hohen Nitrat-Konzentrationen im Grundwasser führt, wird 
über die Luft transportiert und eingetragen (atmosphärische Depositionen). Ein weiterer 
Eintrag von Nitrat in das Grundwasser erfolgt durch die agrarwirtschaftliche Flächennut-
zung. Pflanzenschutzmittelwirkstoffeinträge können aus Punktquellen und diffusen Quel-
len stammen. 

Für die Aufstellung ergänzender Maßnahmen zur Verminderung der diffusen Stickstoffein-
träge in das Grundwasser wurden Maßnahmengebiete auf Gemarkungsebene identifi-
ziert. Für diese wurden in einem aufwändigen Prozess mit 16 Beteiligungswerkstätten 
Maßnahmen erstellt, ausgewählt und zugewiesen. Die ausgewählten Maßnahmen werden 
in überregionale und regionsspezifische Maßnahmen unterschieden.  

Hauptbestandteile der ergänzenden Maßnahmen sind Beratungen und Förderprogramme. 
Ein wichtiger Bestandteil einer auf Gewässerschutz orientierten Beratung ist eine hohe 
Akzeptanz bei den landwirtschaftlichen Flächennutzern. Somit kommt ihr für die Umset-
zung von Bewirtschaftungsmaßnahmen eine sehr hohe Bedeutung zu. Eine auf die 
WRRL ausgerichtete Beratung sollte dabei auf den Erfahrungen aus den Kooperationen 
in Wasserschutzgebieten aufbauen, bei denen Wasserversorger und Landwirte intensiv 
zusammenarbeiten. Um den verschiedenen Belastungen bzw. Belastungspotenzialen 
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gerecht zu werden, wurden vier unterschiedliche „Beratungsklassen“ gewählt. Diese rei-
chen von einer flächendeckenden Grundberatung bis zur einzelbetrieblichen Beratung.  

Die ergänzenden Maßnahmen zur Reduzierung der diffusen PSM-Einträge wurden, wie 
die Maßnahmen zur Minderung der Stickstoff-Einträge in das Grundwasser, in einigen 
Beteiligungswerkstätten diskutiert und ausgewählt. Bei den Maßnahmen wird zwischen 
der „allgemeinen landwirtschaftlichen Flächennutzung“ und der Flächennutzung „Wein-
bau“ unterschieden. Die Maßnahmen beziehen sich vorrangig auf die Oberflächengewäs-
ser, dienen aber auch dem Grundwasserschutz. Es handelt sich hierbei sowohl um tech-
nische Maßnahmen als auch um Verhaltensregeln und Beratungsmaßnahmen. 

Um die vorgeschlagenen Maßnahmen insbesondere in den Gebieten mit einer hohen 
Belastung bzw. einem hohen Belastungspotenzial umzusetzen, sollen sie in Kooperatio-
nen durchgeführt werden. Hier soll zwischen den Landbewirtschaftern, der Landwirt-
schaftsverwaltung und der Wasserwirtschaftsverwaltung eine begleitende Diskussion über 
die Umsetzung von Maßnahmen und die Zielerreichung vorgenommen werden. Wichtig 
ist dabei, dass eine Kooperation mit einem gleichberechtigten Miteinander entsteht, die zu 
einem Nutzen für alle Beteiligten führt. 

Die kooperative Umsetzung von Maßnahmen im Sinne der WRRL beruht zunächst auf 
dem Prinzip der Freiwilligkeit. Dabei wird auf Information, Transparenz und Überzeugung 
gesetzt. 

Wasserentnahmen 

Für die Oberflächengewässer sind in Hessen im Hinblick auf das Erreichen des guten 
Zustands nach WRRL zurzeit keine ergänzenden Maßnahmen erforderlich. Im Zuge der 
weiteren Erkenntnisse aus der Überwachung (nach denen der gute Zustand ggf. ohne 
andere (erkennbare) Gründe) verfehlt wird) ist hier ein Handlungsbedarf für die Zukunft 
nicht auszuschließen, besonders in den Fällen, in denen sich Arten der FFH- oder der VS-
Richtlinie in einem ungünstigen Erhaltungszustand befinden. 

Die Grundwasserkörper in Hessen befinden sich nach der Bestandsaufnahme und den 
Ergebnissen der Überwachung in einem mengenmäßig guten Zustand. Ergänzende Maß-
nahmen zur mengenmäßigen Zielerreichung sind beim Grundwasser daher nicht erforder-
lich.  

Abflussregulierungen 

Die Oberflächengewässer in Hessen wurden in der Vergangenheit mit einer Vielzahl von 
abflussregulierenden Maßnahmen versehen, die zum Ziel hatten, das jeweilige Abflussre-
gime im Sinne des Menschen zu beeinflussen. In der Regel dienen diese Maßnahmen der 
Sicherstellung des Hochwasserschutzes, der Schifffahrt, der Teichwirtschaft sowie der 
landwirtschaftlichen und industriellen Nutzung. Diese Maßnahmen haben hydraulische 
Veränderungen, wie z.B. die Änderung von Wasserständen oder Fließgeschwindigkeiten, 
zur Folge und haben somit einen unmittelbaren Einfluss auf den chemischen, physikali-
schen und morphologischen Zustand der Gewässer. Diese und die Barrierewirkung der 
Bauwerke selbst können von wesentlicher negativer Bedeutung für den ökologischen Zu-
stand sein.  
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Die Hauptmaßnahmen im Bereich Abflussregulierungen sind die Renaturierung von Teil-
fließstrecken und die Wiederherstellung der linearen Durchgängigkeit von Gewässern. 
Hier haben die innerhalb der FGE Rhein und Weser überregional bedeutsamen Wander-
routen und geeigneten Laich- und Aufwuchshabitate Vorrang.  

Zur Vernetzung der Fließgewässer und somit zur Erreichung eines guten ökologischen 
Zustands/Potenzials sind in Hessen an ca. 4.200 Wanderhindernissen Maßnahmen zur 
Wiederherstellung der linearen Durchgängigkeit erforderlich. Die Maßnahmenpalette 
reicht dabei von speziellen Fischschutzanlagen in Wasserkraftanlagen bis zum Rückbau 
eines Querbauwerks.  

Morphologische Veränderungen 

Die morphologischen Veränderungen stellen – zusammen mit der oft fehlenden linearen 
Durchgängigkeit – in den hessischen Fließgewässern einen Belastungsschwerpunkt dar. 
Da die biologischen Qualitätskomponenten besonders empfindlich auf die identifizierten 
strukturellen Belastungen reagieren, wurde eine große Auswahl verschiedener Maßnah-
men zur Verbesserung der morphologischen Situation definiert. 

Der Maßnahmenkatalog „Hydromorphologie" gliedert sich in sechs Maßnahmengruppen, 
wobei jede Maßnahmengruppe mehrere Maßnahmenarten (insgesamt 46) umfasst. Zu 
den verschiedenen Maßnahmenarten gehören u.a. bauliche Verbesserungen an Quer-
bauwerken, an Uferbefestigungen und an anderen wasserbaulichen Anlagen, aber auch 
Managementmaßnahmen im Hinblick auf Unterhaltung, Verbesserung der Feststoffver-
hältnisse oder die Anbindung und Entwicklung von Auengewässern.  

Es wurden, auch unter dem Gesichtspunkt der Kosteneffizienz, vorrangig Maßnahmen 
ausgewählt, die die dynamische Eigenentwicklung initiieren und fördern, wie z. B. die Ent-
fernung von Ufersicherungen („Entfesselung“) oder die Initiierung naturnaher Habitatstruk-
turen im Gewässerbett und Uferbereich durch Einbringen von Totholz. So lassen sich, 
unterstützt durch die morphologisch wirksamen Kräfte des Wassers, naturnahe, gewäs-
sertypspezifische Strukturen initiieren. Die Bereitstellung von Flächen ist dabei in der Re-
gel Voraussetzung. 

Bei weniger dynamischen Gewässern und solchen mit ganz erheblichen Abweichungen 
von den morphologischen Umweltzielen oder nicht zu umgehenden Restriktionen sind 
weitergehende Maßnahmen teils in Kombination mit ingenieurtechnischen Bauweisen 
erforderlich, um zeitnah hydromorphologische Verbesserungen zu erzielen. 

Die Maßnahmen wurden von den am Prozess Beteiligten, wie der Wasser- und Schiff-
fahrtsverwaltung, den Kommunen und den Regierungspräsidien, hinsichtlich ihrer Um-
setzbarkeit eingeschätzt. Die Maßnahmen müssen trotz dieser ersten Einschätzung 
nochmals abschließend einer ortsbezogenen, genaueren Beurteilung unterzogen werden. 
Für die Umsetzung von Maßnahmen ist es wichtig, dass zwischen Kommunen, Bund, 
weiteren Trägern (z.B. Wasserkraftbetreibern) und Aktiven (z.B. Fischerei, Naturschutz) 
eine intensive Kommunikation erfolgt.  



Bewirtschaftungsplan Hessen  Kapitel 7, 22. Dezember 2008 

 Kapitel 7, Seite 15  

7.2.2 Finanzielle und wirtschaftliche Instrumente 

Für die Umsetzung der erforderlichen Maßnahmen in Hessen werden vorrangig die be-
stehenden finanziellen und wirtschaftlichen Instrumente an die spezifischen Anforderun-
gen der Wasserrahmenrichtlinie angepasst. In Einzelfällen werden neue Instrumente ent-
wickelt, die die Umsetzung der Maßnahmen forcieren und ihre Akzeptanz verbessern. 
Dazu gehören vor allem  

• Maßnahmen zur Deckung der Kosten der Wasserdienstleistungen, 

• Ausgleichs- und Kompensationszahlungen für erhöhte Aufwendungen bzw. geringere 
Erträge, 

• Landesförderung in den Fällen, in denen diese gesetzlich vorgesehen ist, oder als 
Anreiz für eine freiwillige Umsetzung geboten erscheint, 

• Förderung und Finanzierung ökologischer Verbesserungen durch Ökopunkte, 

• Einbindung sonstiger Förderprogramme (z.B. Förderung der Landwirtschaft, regionale 
Wirtschaftsförderung). 

Nähere Ausführungen zu den einzelnen Punkten sind dem Maßnahmenprogramm Hes-
sen zu entnehmen. 

7.2.3 Maßnahmen zur Information und Anhörung der Öffentlichkeit 

Die Maßnahmen zur Information und Anhörung der Öffentlichkeit sind im Abschnitt 9.1 
des vorliegenden Bewirtschaftungsplans ausführlich beschrieben. 

7.3 Einzelheiten der Maßnahmen zur Vermeidung einer Zunahme der Ver-
schmutzung der Meeresgewässer 

In den Küstenwasserkörpern führen die eingeleiteten Nährstofffrachten aus den Binnen-
gewässern zu erheblichen Eutrophierungseffekten. Der gute ökologische Zustand ist des-
halb überwiegend nicht vorhanden und wird voraussichtlich innerhalb des ersten Bewirt-
schaftungszeitraums nicht erreicht werden. Gründe hierfür sind naturräumliche Gegeben-
heiten, lange Aufenthaltszeiten von Nährstoffen (insbesondere im Grundwasser) mit ent-
sprechenden zeitlichen Verzögerungen bei den Wirkungen der Maßnahmen zur Reduzie-
rung der diffusen Stickstoffbelastung und Probleme der technischen Durchführbarkeit von 
Schritten zur Belastungsverminderung. Das Überangebot an Stickstoff und Phosphor 
kann allein mit lokalen Maßnahmen in den Küstenwasserkörpern selbst nicht hinreichend 
reduziert werden. Vielmehr ist es notwendig, dass auch die Oberlieger ergänzende Maß-
nahmen durchführen, um den guten Zustand in den Übergangs- und Küstengewässern zu 
ermöglichen. Hierzu gehören sowohl Maßnahmen bei den Punktquellen als auch bei den 
diffusen Quellen.  
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Die durchgeführten grundlegenden Maßnahmen zur Verminderung der (stofflichen) Belas-
tung der hessischen Oberflächengewässer nach Art. 11 Abs. 3 WRRL führen insgesamt 
auch zu einer Verminderung der Meeresbelastung über den Rhein und die Weser. Insbe-
sondere bei der Verminderung der Abwasserbelastung aus kommunalen Kläranlagen 
wurde der Meeresschutz ausdrücklich berücksichtigt. Im Hinblick auf den Schutz der 
Nordsee wurden die für die Einleitungen in empfindliche Gebiete geltenden Anforderun-
gen der Kommunalabwasserrichtlinie (91/271/EWG) in Hessen flächendeckend umge-
setzt. Darüber hinaus wurden bei einem großen Teil der hessischen Einleitungen weiter-
gehende Anforderungen festgelegt. Zusätzliche ergänzende Maßnahmen zur Vermeidung 
einer Zunahme der Verschmutzung der Meeresgewässer sind in Hessen im ersten Be-
wirtschaftungsplan nicht vorgesehen. 

Neben den Nährstoffen sind auch die Stoffe für prioritäre Maßnahmen des OSPAR-
Übereinkommens für den Schutz der Nordsee von Bedeutung. Hierbei handelt es sich um 
Stoffe, die persistent, bioakkumulierbar oder toxisch sind oder aus anderen Gründen An-
lass zur Besorgnis geben (OSPAR 2003; OSPAR 2001). Viele dieser Stoffe sind gleich-
zeitig prioritäre Stoffe des Anhangs X der WRRL. Die Stoffe der OSPAR-Liste werden in 
Hessen untersucht, sofern sie in signifikanten Mengen vorkommen. Die entsprechenden 
Daten werden als Bestandteile der internationalen Überwachungsprogramme der Nord-
see an die Flussgebietsgemeinschaft Weser und an die Internationale Kommission zum 
Schutz des Rheins weitergeleitet und sind somit auch Handlungsgrundlage für die Maß-
nahmenprogramme nach WRRL. Maßnahmen zur Verminderung der Belastung in den 
Binnengewässern führen auch bei diesen Stoffen zu keiner Erhöhung der Meeresbelas-
tung. 

Eine weitere wichtige Grundlage zum Schutz des Meeres ist die kurz vor der Ratifizierung 
stehende EG-Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie. Die Absicht dieser Richtlinie ist die Ein-
richtung eines Rahmens zu Schutz und Erhalt der marinen Umwelt. 

7.4 Ausnahmeregelungen 

Ausführungen zu den Ausnahmeregelungen sind im Abschnitt 5.4 des vorliegenden Be-
wirtschaftungsplans enthalten. 

 


